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In eigener Sache 

 

Wir freuen uns, dass ab dem 01.08.2023 Frau Kerstin Jahn als Rechtsanwaltsfachangestellte für uns tätig 

ist und Ihnen dann neben unseren weiteren Mitarbeiterinnen als Ansprechpartnerin zur Verfügung 

stehen wird. 

 

Herr Rechtsanwalt Michael Raden wird am 25. und 26.09.2023 das vom Sächsischen Landesamt für 

Umwelt, Landwirtschaft und Geologie angebotene Seminar „Kreislaufwirtschaftsrecht – 

bescheidtechnische Umsetzung“ im Bildungszentrum Reinhardtsgrimma durchführen. 

 

Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen wird bei dem Studieninstitut für kommunale Verwaltung 

Südsachsen die Seminare am 28.08.2023 zur „Rechtsprechung zum „Sächsischen Kommunal-

abgabengesetz“, am 30.08.2023 zur „Rechtsprechung zum „Erschließungs- und Straßenausbaubeitrag“ 

und am 20.09.2023 zur „Straßenentwässerung – Aktuelle Einzelfragen und Rechtsprechung“ halten. 

Diese Termine können Sie sich gern schon vormerken. 

 

Im Rahmen unserer Kanzleiseminare wird Herr Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck am 13.09.2023 in 

Leipzig und am 14.09.2023 in Dresden wieder das Seminar zur „Kostenerstattung nach Einsätzen der 

Gemeindefeuerwehr“ sowie am 27.09.2023 in Leipzig und am 28.09.2023 online das Seminar 

„Problemimmobilien aus kommunaler Sicht“ veranstalten.  

 

Zum Schluss möchten wir Sie auf den neu im Nomos Verlag erschienen Handkommentar zum 

Datenschutzdurchführungsgesetz Sachsen hinweisen, bei dem Herr Kollege VPräsSächsVerfGH 

a.D./VRiBVerwG a.D. Prof. Dr. Uwe Berlit Mitautor ist. 

 

Wir wünschen Ihnen noch einen erholsamen Sommer! 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte  
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Abwasserabgabe Teil 1: Abwasserzweckverbände als Kleineinleiter für Einleitungen 

über Teilortskanalisationen 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (SächsOVG) hat mit Urteil vom 24.05.2023 - 5 A 270/20 das Urteil 

des Verwaltungsgerichts (VG) Chemnitz geändert und erstmalig entschieden, dass auch 

Abwasserzweckverbände für Einleitungen über Teilortskanalisationen (TOK) Kleineinleiter i.S.d. 

Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) sein können.  

 

Über Rohrleitungen des klagenden Zweckverbandes wird neben Niederschlagswasser auch in 

Kleinkläranlagen von Dritten behandeltes Schmutzwasser in ein Gewässer einleitet. Die 

streitgegenständliche Abwasserabgabe wurde anhand von Überwachungswerten und der Jahres-

schmutzwassermenge und nicht nach der für Kleineinleitungen geltenden Pauschalierungsregelung 

gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 AbwAG (Einwohnerzahl) berechnet. 

 

Nach Auffassung des SächsOVG wird eine Kleineinleitung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 9 Abs. 2 Satz 

2 AbwAG allein durch die Art (Schmutzwasser aus Haushaltungen und ähnliches Schmutzwasser) und die 

Menge (weniger als acht Kubikmeter je Tag) des eingeleiteten Abwassers bestimmt. Der Umstand, dass 

die Einleitungen über Rohrleitungen erfolgen, die Teil des öffentlichen Leitungsnetzes sind, und der 

Zweckverband in seiner Funktion als Aufgabenträger der öffentlichen Abwasserbeseitigung gemäß § 50 

SächsWG bereits selbst Einleiter gemäß § 9 Abs. 1 AbwAG ist, steht dem nicht entgegen. 

 

Das SächsOVG wies darauf hin, dass auch im vorliegenden Fall eine „Abwälzbarkeit“ der Abgabe auf die 

Grundstückseigentümer möglich ist. Zwar greift hier § 9 Abs. 2 Satz 3 AbwAG nicht, da diese Norm 

voraussetzt, dass die Körperschaft gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 AbwAG an Stelle von privaten Kleineinleitern 

abgabepflichtig ist. Diese Rechtsgrundlage ist hier aber nicht erforderlich, da die Grundstückseigentümer 

an die Abwasserbeseitigungseinrichtung des Zweckverbandes angeschlossen sind und eine 

Refinanzierung („Abwälzung“) - wie bei einem Anschluss an eine zentrale Kläranlage - über in der Satzung 

geregelte Gebühren erfolgen kann. Ausdrücklich betonte das SächsOVG, dass etwaige 

Fremdwassereintragungen bei Trockenwetter bei der Mengenbestimmung nicht zu berücksichtigen sind, 

weil es sich insoweit nicht um Schmutzwasser aus Haushaltungen oder ähnliches Schmutzwasser handelt 

 

Die Entscheidung des SächsOVG wird zumindest vorerst die von vielen öffentlichen Abwasserentsorgern 

im Freistaat Sachsen beanstandete Verwaltungspraxis der Landesdirektion unterbinden. Der Erlass 

solcher Abgabenbescheide wurde zunächst ausgesetzt. Ob die Landesdirektion Sachsen Revision gegen 

das Urteil einlegen wird, bleibt abzuwarten. Wir werden Sie hierüber informieren. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht  
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Abwasserabgabe Teil 2: Abwasserzweckverbände als Kleineinleiter für Einleitungen 

aus Kleinkläranlagen 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (SächsOVG) hat mit Urteil vom 24.05.2023 - 5 A 419/22 das Urteil 

des Verwaltungsgerichts (VG) Leipzig geändert und erstmalig entschieden, dass auch 

Abwasserzweckverbände für Einleitungen aus einer öffentlichen Kleinkläranlage Kleineinleiter i.S.d. 

Abwasserabgabengesetzes (AbwG) sein können.  

 

Der klagende Zweckverband betreibt eine Kleinkläranlage. Über ein Kanalnetz des Zweckverbands leiten 

47 Einwohner privater Grundstücke Schmutzwasser zu dieser Kleinkläranlage. Das vorgeklärte 

Schmutzwasser wird dann über einen verrohrten Binnengraben des Zweckverbands zur Mulde geleitet. 

Die hierfür festgesetzte streitgegenständliche Abwasserabgabe wurde anhand von Überwachungs-

werten und der Jahresschmutzwassermenge und nicht nach der für Kleineinleitungen geltenden 

Pauschalierungsregelung gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 AbwAG (Einwohnerzahl) berechnet. Nach Auffassung 

des Zweckverbandes handelt es sich um eine Kleineinleitung, die gemäß § 7 Abs. 1 SächsAbwAG 

abgabefrei ist. Die Einleitung entspricht mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik und 

der Schlamm wird einer dafür geeigneten Behandlungsanlage zugeführt oder nach Abfallrecht entsorgt.  

 

Auch in diesem Verfahren stellte das SächsOVG für die Bestimmung, ob eine Kleineinleitung gemäß § 8 

Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 9 Abs. 2 Satz 2 AbwAG vorliegt, allein auf die Art und die Menge des eingeleiteten 

Abwassers ab. Die vorliegende atypische Besonderheit des Sachverhalts, dass der Zweckverband und nicht 

eine Privatperson die Kleinkläranlage betreibt, sei rechtlich unerheblich. Zudem sei eine „Abwälzbarkeit“ 

der Abgabe auf die Grundstückseigentümer über Gebühren auch für den vorliegenden Fall möglich. 

 

In Sachsen-Anhalt hat unserer Kenntnis nach bisher nur das VG Magdeburg in seinen Urteilen vom 

27.09.2005 – 4 A 186/03 und vom 02.11.2015 – 9 A 12/14 die Auffassung vertreten, dass öffentliche 

Abwasserentsorger für Einleitungen aus öffentlichen Kleinkläranlagen Kleineinleiter i.S.d. AbwAG sein 

können. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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BVerwG: Ortsrandbebauung erschwert 

 

Im Jahre 2017 trat § 13b des Baugesetzbuches (BauGB) in Kraft. Diese Vorschrift erleichtert die Planung 

von Wohnbauflächen bis zu 10.000 m², wenn diese sich „an im Zusammenhang gebaute Ortsteile“ 

anschließen. Die Regelung in ihrer aktuellen Fassung ist befristet. Das Verfahren zur Aufstellung eines 

Bebauungsplans nach § 13b BauGB konnte nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 eingeleitet werden; 

der Satzungsbeschluss ist bis Ablauf des 31. Dezember 2024 zu fassen. Die Regelung ist umstritten. 

Umweltverbände beklagen „Flächenfraß“, Kommunen und Wohnungswirtschaft freut in Zeiten des 

Wohnungsmangels die Möglichkeit zur beschleunigten Planung. 

 

Der baden-württembergische Landesverband des BUND ging gegen einen von der Gemeinde Gaiberg 

nach 13b BauGB ohne Umweltprüfung erlassenen Bebauungsplan vor und siegte nun vor dem 

Bundesverwaltungsgericht (Urteil vom 18. Juli 2023- 4 CN 3.22). Die Vorschrift verstößt - so im Ergebnis 

das Bundesverwaltungsgericht - gegen europäisches Recht, weil für Bebauungspläne der in § 13b BauGB 

festgelegten Art eine Umweltprüfung nicht vorgesehen ist. Die Gemeinde Gaiberg hätte also nach dem 

Regelverfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans eine Umweltprüfung durchführen sowie einen 

Umweltbericht erstellen und der Begründung des Bebauungsplans beifügen müssen. 

 

Nach der aktuellen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sind Bebauungspläne nach § 13b 

Bundesbaugesetz regelmäßig rechtswidrig. Im Einzelfall bleibt zu prüfen, ob der Fehler innerhalb der Frist 

des § 215 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BauGB überhaupt gerügt wurde und ob eine Heilung des Verfahrens nach § 214 

Abs. 4 BauGB möglich ist. 

 

 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Achim Kurz 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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AG Hamburg-Bergedorf – Antrag auf Stiefkindadoption ohne Aufklärung über den 

leiblichen Vater (mit Anmerkung von Prof. Dr. Marc Eckebrecht, Berlin) 

 

In seinem Beschluss vom 28.11.2022 (Az.: 415c F 15/19) stellte das AG Hamburg-Bergedorf fest, dass in 

der Regel begründete Zweifel daran bestehen, dass eine geplante Adoption eines Kindes dessen Wohl 

i.S.d. § 1741 Abs. 1 BGB dient, wenn es nicht darüber aufgeklärt wurde, dass der Annehmende nicht sein 

leiblicher Vater ist. 

 

Im vorliegenden Fall sollte die 10-jährige Anzunehmende von ihrem Stiefvater adoptiert werden, welcher 

mit der Kindesmutter seit deren Schwangerschaft als Paar zusammenlebt und fünf Jahre nach Geburt der 

Anzunehmenden mit der Mutter die Ehe schloss. Seit ihrer Geburt behandelte der Annehmende die 

Anzunehmende als leibliches Kind. Die Annehmende wurde bislang nicht darüber aufgeklärt, dass der 

Annehmende nicht ihr leiblicher Vater ist. 

 

Bei der Entscheidung über die Adoption ist der Wille des anzunehmenden Kindes zu berücksichtigen. 

Dieser Wille kann nach Ansicht des Gerichts jedoch nicht vollumfänglich gebildet werden, ohne von der 

eigenen Abstammung zu wissen. Die Kenntnis der eigenen Abstammung kann für die Entwicklung der 

Persönlichkeit von erheblicher Bedeutung sein, sodass die Voraussetzung der Kindeswohlförderung des § 

1741 Abs. 1 BGB ohne eine vorherige Aufklärung nicht gegeben sein könne. 

 

In seiner Anmerkung zu der Entscheidung kritisiert Prof. Dr. Marc Eckebrecht, dass das Gericht die 

vorherige Aufklärung des Kindes über seine väterliche Abstammung quasi zur zwingenden 

Adoptionsvoraussetzung macht, was seinerseits mittelbar zu einem Eingriff in die durch Art. 6 Abs. 2 S. 1 

GG geschützte Erziehungsautonomie führen kann. Die Entscheidung zu welchem Zeitpunkt und in 

welcher Form dem Recht des Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung Rechnung getragen wird, obliegt 

nicht dem Gericht sondern ist den Eltern überlassen. 

 

Des Weiteren kritisiert Eckebrecht, dass durch die Ansicht des Gerichts ein lebensfremder und 

dementsprechend ungerechtfertigter Unterschied im Vergleich zu Sachverhalten entsteht, in denen der 

Annehmende die Mutter noch vor der Geburt des anzunehmenden Kindes geheiratet hätte. Wäre dies der 

Fall, so würde die Vaterschaft des Annehmenden durch § 1592 Nr. 1 BGB begründet, ohne dass es der 

Aufklärung über die leiblichen Verwandtschaftsverhältnisse bedürfe. 

 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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BVerfG: Kapazitätsberechnung nach dem konkreten Stellenprinzip gemäß 

§ 2 Abs. 2 BremHZG ist verfassungsgemäß 

 

Die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts hat mit Beschluss vom 07.11.2022 – 1 

BvR 655/17, 1 BvR 656/17 und 1 BvR 657/17 entschieden, dass § 2 Abs. 2 Satz 2 des Bremer 

Hochschulzulassungsgesetzes verfassungsgemäß ist. 

 

Nach § 2 Abs. 2 BremHZG wird das Lehrangebot anhand der Stellen für das mit Lehraufgaben betraute 

hauptberufliche wissenschaftliche und künstlerische Personal, der Lehraufträge und der 

dienstrechtlichen Lehrverpflichtung berechnet. In die Ermittlung des Lehrangebots fließen nur die am 

Stichtag tatsächlich besetzten Stellen ein (konkretes Stellenprinzip). Steht das Ausscheiden einer 

Lehrperson bis zum Beginn der Lehrveranstaltungen fest, wird die Stelle nicht berücksichtigt. Steht 

demgegenüber fest, dass bereits eine Berufung auf die Stelle erfolgte, wird das Deputat dem Lehrangebot 

hinzugerechnet. 

 

Das Verwaltungsgericht Bremen und das Oberverwaltungsgericht Bremen hatten in Eilverfahren die 

Studienbewerber vorläufig zum Studiengang der Psychologie zugelassen, da die Universität mit der 

Kapazitätsberechnung nach dem konkreten Stellenprinzip die tatsächlich vorhandene 

Aufnahmekapazität nicht ausgeschöpft habe. Die Universität hat Verfassungsbeschwerde erhoben, weil 

sie sich durch die Entscheidungen in ihrem Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit verletzt sieht. 

 

Die 2. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts nahm die Verfassungsbeschwerden an 

und gab ihnen statt. Die Verfassungsbeschwerden seien zulässig. Insbesondere könne sich die Universität 

auf ihr Recht auf Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG berufen. Die Universität musste auch nicht 

abwarten, bis die Hauptsacheverfahren entschieden wurden, da diese ruhend gestellt wurden, um den 

Ausgang der Verfassungsbeschwerden abzuwarten. Die Verfassungsbeschwerden seien auch begründet. 

Die Universität sei in ihrem Recht auf Wissenschaftsrat verletzt, weil die Regelung in § 2 Abs. 2 Satz 2 

BremHZG verfassungsgemäß sei. Das dort für die Berechnung von Studienplatzkapazitäten vorgegebene 

konkrete Stellenprinzip stehe nicht im Widerspruch zum verfassungsrechtlichen Gebot der 

Kapazitätsausschöpfung, das wiederum die Interessen von Studieninteressierten, Studierenden und 

Lehrenden an den Hochschulen in Ausgleich bringt. Zwar würden, anders als nach dem abstrakten 

Stellenprinzip der Kapazitätsverordnung, unbesetzte Stellen nicht berücksichtigt, was zu einer 

Reduzierung des Lehrangebots führe. Unbesetzte Stellen führten allerdings auch zu einer 

Betreuungsrelation, die den Studienordnungen nicht entspreche und sowohl Studierende wie Lehrende 

belaste. Dies werde mit dem konkreten Stellenprinzip ausgeglichen. 

 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht  
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OVG Mecklenburg-Vorpommern: Anschluss- und Benutzungszwang bei nicht den 

Vorgaben der DWA entsprechenden Versickerungsmöglichkeiten über Rigolen 

 

Das Oberverwaltungsgericht Greifswald hat mit Urteil vom 07.03.2023 (1 LB 194/21) entschieden, dass 

nicht von einer Versickerung von auf einem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers ohne 

Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit ausgegangen werden könne, wenn auf dem Grundstück 

zur Niederschlagswasserversickerung errichtete sog. Rigolen sowohl im Hinblick auf die generelle 

Zulässigkeit der Nutzung dieser Versickerungsmöglichkeit als auch im Hinblick auf die tatsächliche 

Bauausführung nicht den Vorgaben der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft) entspricht. 

 

Gegenstand des Verfahrens waren Bescheide des zuständigen Aufgabenträgers zur Durchsetzung des 

Anschluss- und Benutzungszwangs an die öffentliche Einrichtung zur zentralen Niederschlagswasser-

beseitigung. 

 

Für das Grundstück der Kläger bestand die Möglichkeit der Anschlussnahme an den öffentlichen 

Niederschlagswasserkanal der öffentlichen Abwasseranlage. Das Grundstück war überwiegend mit 

einem Wohn- und Geschäftshaus sowie Parkflächen überbaut. Im Jahr 2017 wurden auf dem Grundstück 

Rigolen zum Zwecke der Versickerung des Niederschlagswassers auf dem eigenen Grundstück errichtet. 

 

Eine Rigole ist ein unter der Erdoberfläche angeordneter Pufferspeicher, der eingeleitetes Regenwasser 

aufnehmen kann, um es zu versickern (Wikipedia). 

 

Nachdem die untere Wasserbehörde dem Aufgabenträger mitgeteilt hatte, dass eine Beeinträchtigung 

von Gebäuden der näheren Umgebung wegen der Oberflächennähe des Grundwassers, in das die 

Versickerung erfolgte, nicht auszuschließen sei, verpflichtete dieser die Kläger zum vollständigen 

Anschluss ihres Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung auch für die 

Entsorgung des auf dem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers. Der Aufgabenträger stützte 

seinen Bescheid auf eine Regelung in seiner Entwässerungssatzung über den Anschluss- und 

Benutzungszwang auch für das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser. Eine 

satzungsrechtlich vorgesehene Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für den Fall, dass das 

Niederschlagswasser auf überwiegend zu Wohnzwecken genutzten Gebieten anfällt, komme nicht in 

Betracht, weil das Niederschlagswasser nicht entsprechend der maßgeblichen satzungsrechtlichen 

Regelung ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit versickert, verrieselt oder in ein Gewässer 

eigeleitet werden könne. Die für die Befreiung notwendige Voraussetzung einer 

gemeinwohlverträglichen Niederschlagswasserentsorgung mittels Rigolen liege nicht vor, weil eine 

schadlose Versickerung entsprechend den Vorgaben des DWA-Regelwerkes nicht möglich sei.  
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Das Oberverwaltungsgericht Greifswald bestätigt in seinem Urteil die Auffassung des Aufgabenträgers, 

die Kläger könnten das auf ihrem Grundstück anfallende Niederschlagswasser nicht entsprechend den 

Vorgaben in der Entwässerungssatzung gemeinwohlverträglich durch Versickerung entsorgen. 

 

In dem vom Oberverwaltungsgericht Greifswald entschiedenen Fall sah die satzungsrechtliche Regelung 

ausdrücklich vor, dass eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang nur dann in Betracht 

kommt, wenn das Niederschlagswasser ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit versickert, 

verrieselt oder in ein Gewässer eingeleitet werden kann. 

 

Fehlt es an einer solchen ausdrücklich das Gemeinwohl aufnehmenden satzungsrechtlichen Regelung, 

folgt die Erforderlichkeit einer gemeinwohlverträglichen Entsorgung des Niederschlagswassers 

unmittelbar aus dem Gesetz. So bestimmt im Freistaat Sachsen § 50 Abs. 3 Nr. 2 SächsWG, dass die Pflicht 

zur Überlassung des Niederschlagswassers an den Beseitigungspflichtigen entfalle, wenn dieses auf dem 

Grundstück, auf dem es anfällt, verwertet oder versickert werden kann. Eine die Voraussetzungen für das 

Entfallen der Überlassungspflicht konkretisierende Regelung folgt aus § 55 Abs. 2 WHG. Danach soll 

Niederschlagswasser ortsnah u. a. versickert werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 

öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftsrechtliche Belange entgegenstehen. Die Pflicht 

zur gemeinwohlverträglichen Entsorgung von Niederschlagswasser folgt aus § 55 Abs. 1 Satz 1 WHG, 

wonach Abwasser – hierzu zählt gem. § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen aus dem 

Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser) – 

so zu beseitigen ist, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 

 

Vergleichbar ist die Rechtslage in Sachsen-Anhalt. Hier bestimmt § 79b Abs. 1 Satz 1 WG LSA dass zur 

Beseitigung des Niederschlagswassers anstelle der Gemeinde der Grundstückseigentümer verpflichtet 

ist, soweit nicht die Gemeinde den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung 

vorschreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der 

Allgemeinheit zu verhüten. Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 lit a) und Nr. 2 lit a) KVG LSA können die 

Kommunen im eigenen Wirkungskreis für die Grundstücke ihres Gebietes den Anschluss an die 

öffentliche Abwasserbeseitigung anordnen (Anschlusszwang) und deren Benutzung vorschreiben 

(Benutzungszwang), wenn sie ein dringendes öffentliches Interesse dafür feststellen. Ein solches Interesse 

ist gegeben, wenn andernfalls eine gemeinwohlverträgliche Entsorgung von Abwasser nicht 

sichergestellt werden kann 

 

Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für die Ableitung des auf einem Grundstück an-

fallenden Niederschlagswassers setzt also immer dessen gemeinwohlverträgliche Beseitigung 

(Versickerung, Verrieselung oder Gewässereinleitung) voraus. 

 

Das Oberverwaltungsgericht Greifswald beurteilt unter Hinweis auf Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Beschl. v. 25.04.2018 – 9 A 16.16) und des Oberverwaltungsgerichts 



- 11 - 

 

Münster (vgl. Urt. v. 20.06.2022 – 11 A 2800/18) die Gemeinwohlverträglichkeit hier der Versickerung 

nach den Vorgaben der Deutschen Vereinigung Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) im 

Arbeitsblatt DWA-A 138 – Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 

Niederschlagswasser (Stand April 2005).  

 

Bei den Arbeitsblättern der DWA handelt es sich um technische Regelwerke, die den Stand der Technik 

bzw. die Regeln der Technik widerspiegeln, welche unter anderem bei der Errichtung von Anlagen der 

Versickerung von Niederschlagswasser oder auch zur Einleitung von Abwasser in ein Gewässer 

einzuhalten sind.  

 

Zur Planung von Versickerungsanlagen heißt es im Arbeitsblatt DWA-A 138 (S. 12): 

 

„Das Belastungspotenzial der Abflüsse von Flächen für den ruhenden Verkehr (Parkflächen) wird nach der 

Nutzungsfrequenz abgeschätzt. Gering frequentierte Parkflächen für Kraftfahrzeuge, z. B. für Anwohne einer 

Reihenhaussiedlung, werden wie Hofflächen in Wohngebieten und vergleichbaren Gewerbegebieten 

beurteilt. Stark frequentierten Parkflächen, z. B. Parkplätze eines Supermarktes, wird dagegen ein deutlich 

höheres Belastungspotenzial zugewiesen. (…) Tabelle 1 stellt eine Entscheidungsmatrix dar, die 

Einsatzmöglichkeiten der unterschiedlichen Anlagen zur Regenwasserversickerung in Abhängigkeit der 

abflussliefernden Fläche und der hydraulischen Belastung (…) aufzeigt.“ 

 

Die Tabelle 1 „Versickerung der Niederschlagsabflüsse unter Berücksichtigung der abfließenden Flächen 

außerhalb von Wasserschutzgebieten“ (DWA-A 138, S. 14) lässt sich sodann entnehmen, dass die 

Versickerung mittels Rigolen und Rohr-Rigolenelementen allein für anfallendes Niederschlagswasser auf 

Dachflächen als in der Regel zulässig eingestuft wird. Für Hofflächen und Pkw-Parkplätze ohne häufigen 

Fahrzeugwechsel sowie wenig befahrene Verkehrsflächen (bis DTV 300 Kfz [DTV = ein Drittel der durch-

schnittlichen täglichen Verkehrsstärke]) in Wohn- und vergleichbaren Gewerbegebieten wird die 

Versickerung mittels Rigolen und Rohr-Rigolenelementen als nur in Ausnahmefällen zulässig angesehen, 

für Pkw-Parkplätze mit häufigem Fahrzeugwechsel, z. B. von Einkaufszentren, als nicht zulässig. 

 

Im vorliegenden Fall ging das Oberverwaltungsgericht Greifswald von der Flächenkategorie „Hofflächen 

und PKW-Parkplätze ohne häufigen Fahrzeugwechsel sowie wenig befahrene Verkehrsflächen (bis DTV 

300 Kfz) in Wohn- und vergleichbaren Gewerbegebieten“ aus. Eine Versickerung des 

Niederschlagswassers mittels Rigolen sei deshalb nur in Ausnahmefällen zulässig. Ein Ausnahmefall sei 

von den Klägern darzulegen gewesen. Daran habe es gefehlt, so dass eine Versickerung des auf dem 

Grundstück anfallenden Niederschlagswassers ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit nicht 

möglich sei. 

 

Darüber hinaus entsprach nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts Greifswald auch die 

tatsächliche Bauausführung der Rigolen nicht den Vorgaben der DWA. Das Arbeitsblatt DWA-A 138 sieht 



- 12 - 

 

hinsichtlich des einzuhaltenden Grundwasserabstandes einen Mindestabstand von 1,00 m zwischen der 

Unterkante der Rigole und dem Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) vor. Dieser 

Mindestabstand wurde vorliegend nicht eingehalten. Die Tiefe der Rigolen von 1,50 m war zwischen den 

Beteiligten unstreitig und ergab sich auch aus einem von den Klägern vorgelegten hydrogeologischen 

Bericht. Der genannte Bericht enthielt zudem die Angabe, dass Grundwasser in einer Tiefe von 2,07 m 

(angebohrt) bzw. 1,90 m (Bohrende) angetroffen worden sei. Ausgehend von der Tatsache, dass die 

Rigolen an der Erdoberfläche nicht sichtbar waren, es sich auch entsprechend der Angaben der DWA 

(DWA-A 138, Tabelle 1 „Versickerung der Niederschlagsabflüsse unter Berücksichtigung der 

abflussliefernden Flächen außerhalb von Wasserschutzgebieten“) bei Rigolen generell um unterirdische 

Versickerungsanlagen handelt und damit noch ein gewisser Abstand zwischen der Erdoberfläche und der 

Oberkante der Rigole besteht, belief sich der Sickerraum zwischen der Unterkante der Rigolen und dem 

gemessenen Grundwasserstand jedenfalls auf weniger als 1,00 m und genügte damit nicht mehr den 

Vorgaben der DWA für eine gemeinwohlverträgliche Versickerung des auf dem Grundstück der Kläger 

anfallenden Niederschlagswassers. 

 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Der Arbeitsunfall im Pool des Chefs 

 

In seinem Urteil vom 02.05.2023 – S 9 U 276/21 hatte sich das Sozialgericht München mit der Frage zu 

befassen, ob die Verletzungen eines Arbeitnehmers, welche er sich im Pool seines Arbeitgebers zuzog, als 

Arbeitsunfall anzuerkennen sind. Das Gericht bestätigte dies und verurteilte die beklagte 

Unfallversicherung, den Unfall im Pool als Arbeitsunfall anzuerkennen.  

 

Der klagende Arbeitnehmer war bei einem Zimmereibetrieb angestellt. An einem Sommertag des Jahres 

2020 mit einer Temperatur von über 30 Grad Celsius wies der Arbeitgeber die anwesenden Beschäftigten 

des Unternehmens gegen 18 Uhr zu einem Bad in dem Pool des Arbeitgebers an. Ausweislich der 

Aktenlage sollte das Bad dabei der Erfrischung und Regeneration der Arbeitskraft dienen, um 

anschließend nötige Arbeiten vor dem Beginn des Betriebsurlaubs beenden zu können. Aus ungeklärter 

Ursache hat sich der klagende Arbeitnehmer dabei schwere Verletzungen an der Halswirbelsäule sowie 

einen Herzstillstand zugezogen. Er wurde reanimiert.  

 

Das Sozialgericht München hat der Klage stattgegeben und war der Auffassung, dass das geschilderte 

Geschehen in einem sachlichen Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit stehe, wenn es wegen 

zuvor in Hitze verrichteter Tätigkeiten erforderlich war und der Arbeitgeber dies angewiesen hatte. 

Darüber hinaus habe es für den Arbeitnehmer nicht ernsthaft die Möglichkeit gegeben, sich dem Bad zu 

entziehen, weil alle anderen Anwesenden im Pool waren. Der Arbeitnehmer entsprach daher mit der 

Teilnahme am Bad der Erwartungshaltung des Arbeitgebers. Dies insbesondere, weil nach dem Bad die 

Arbeitskraft der Arbeitnehmer gesteigert sein sollte. Dass der Arbeitnehmer sich selbst zusätzlich einem 

höheren Risiko für die Verletzung ausgesetzt hatte, konnte zudem nicht festgestellt werden.  

 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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Vergabekammer Sachsen: Keine Nachforderung per E-Mail! 

 

Die Vergabekammer Sachsen hat im Beschluss vom 14.04.2023 - 1/SVK/003-23 entschieden, dass in 

einem Vergabeverfahren, indem die Kommunikation mit den am Vergabeverfahren beteiligten 

Unternehmen ausschließlich über eine Vergabeplattform erfolgen soll, sich der Auftraggeber hieran im 

Wege einer Selbstbindung festhalten lassen muss. Eine nachträgliche, stillschweigende Änderung dieser 

Selbstbindung, beispielsweise durch Versendung eines fristgebundenen Nachforderungsschreibens per 

E-Mail, ist dann ausgeschlossen. 

 

Zudem vertritt die Vergabekammer die Auffassung, dass eine geringfügige Auslegungsbedürftigkeit der 

Leistungsbeschreibung keinen Verstoß gegen das Gebot der eindeutigen und erschöpfenden 

Leistungsbeschreibung darstellt. Auch bei deren sorgfältiger Erstellung kann nie ausgeschlossen werden, 

dass geringe Unklarheiten auftreten, da jeder Begriff der Sprache auslegungsfähig ist und das genaue 

Verständnis stets vom Empfängerhorizont abhängt. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Vergabekammer Sachsen: E-Vergabe: Textform ist keine Schriftform 

 

Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss gem. § 126b BGB eine lesbare Erklärung, in der die 

Person des Erklärenden genannt ist, auf einem dauerhaften Datenträger abgegeben werden. Nicht 

erforderlich ist es nach Auffassung der Vergabekammer Sachsen im Beschluss vom 13.03.2023 - 

1/SVK/034-22 dabei, dass die Erklärung durch Nachbildung der Namensunterschrift oder anders einen 

Abschluss erhält, da diese Forderung im Tatbestand des § 126b BGB mit Novellierung der Norm 2014 

aufgegeben wurde. Bei der E-Vergabe werde die Rechtsverbindlichkeit einer Willenserklärung bzw. der 

Angebotsabgabe hinreichend durch das Hochladen der Angebotsunterlagen in ihrer Gesamtheit auf der 

Angebotsplattform zum Ausdruck gebracht. 

 

Die Vergabekammer Sachsen vertritt mit dieser Entscheidung eine andere Auffassung als z. B. das OLG 

Karlsruhe im Beschluss vom 19.02.2020 – 15 Verg 1/20. Dieses fordert zur Einhaltung der Textform, dass 

die Person des Erklärenden genannt und der Abschluss der Erklärung durch Nachbildung der 

Namensunterschrift oder anders erkennbar gemacht werden. 

 

Wir raten daher die Entscheidung der Vergabekammer Sachsen als Einzelfallentscheidung zu behandeln. 

 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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VG Ansbach – Fotografieren von Falschparkern 

 

Mit seiner Entscheidung vom 02.11.2022 (AZ.: AN 14 K 22.468) hatte das Verwaltungsgericht Ansbach die 

datenschutzrechtliche Zulässigkeit des Fotografierens von Falschparkern zu beurteilen. 

 

Geklagt hatte eine Privatperson, welche regelmäßig Fahrrad fuhr und hierbei mehrfach Fahrzeuge 

fotografierte, die verbotswidrig geparkt waren. Die Aufnahmen leitete der Kläger sodann unter Anzeige 

einer Ordnungswidrigkeit per E-Mail an die zuständige Polizeidienststelle weiter. Dem Anfechtungsurteil 

selbst lag eine Verwarnung des Klägers nach Art. 58 Abs. 2 DS-GVO durch die Aufsichtsbehörde zugrunde, 

in dem diese geltend machte, der Kläger habe in den sechs streitgegenständlichen Fällen durch das 

Fotografieren und Weiterleiten der Kfz-Kennzeichen personenbezogene Daten in unzulässiger Weise 

verarbeitet und damit gegen Art. 5 Abs. 1 Buchst. a, Art. 6 Abs. 1 DS-GVO verstoßen. 

 

Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass der Kläger durch sein Handeln nicht gegen Datenschutzrecht 

verstoßen hat. Zwar stellt die Übermittlung der Aufnahmen verbotswidrig parkender Fahrzeuge an die 

Polizei eine Verarbeitung personenbezogener Daten i. S. d. Art. 2 Abs. 1, Art. 4 Nr. 2 DS-GVO dar. Dies gilt 

insbesondere vor dem Hintergrund, dass ein Kfz-Kennzeichen den Halter des Fahrzeuges (wenn auch 

unter Zuhilfenahme behördlicher Auskünfte) zweifelsfrei identifizieren lässt und somit ein 

personenbezogenes Datum ist. Die Verarbeitung ist jedoch in diesem Fall durch den Erlaubnistatbestand 

des Art. 6 Abs. 1 S. 1 Buchst. F DS-GVO gerechtfertigt und somit rechtmäßig, da das Anzeigerecht des 

Klägers nach § 158 Abs. 1 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG ein berechtigtes Interesse des Verantwortlichen 

darstellt. Insoweit sind anders als nach dem Verständnis im deutschen Recht vom unionsrechtlichen 

Begriff der Straftaten auch solche Tatbestände umfasst, welche eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des 

deutschen Rechts verwirklichen würden. 

 

Es stehen auch keine überwiegenden Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 

Personen entgegen. Ein Überwiegen der Interessen der betroffenen Person über das Interesse des 

Verantwortlichen kann dann gegeben sein, wenn personenbezogene Daten in Situationen verarbeitet 

werden, in denen eine Person vernünftigerweise nicht mit einer weiteren Verarbeitung rechnen muss. Es 

besteht jedoch kein Anspruch auf Anonymität im Straßenverkehr, sodass Fahrzeughalter damit rechnen 

müssen, dass ein Parkverstoß dokumentiert und zur Anzeige gebracht wird. 

Letztlich war dem klägerischen Interesse daran, anhand der Verarbeitung personenbezogener Daten eine 

Ordnungswidrigkeit anzuzeigen bereits deshalb einiges Gewicht zuzusprechen, weil sich dieses 

berechtigte Interesse explizit im Erwägungsgrund 50 S. 9 der DS-GVO wiederfindet. 

 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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OVG Sachsen: Zum Statusverlust öffentlicher Straßen gemäß § 54 Abs. 3 S. 1 

SächsStrG 

 

In seinem Beschluss vom 08.02.2023 – 1 B 5/23 beendete das Oberverwaltungsgericht Sachsen ein 

Verfahren im vorläufigen Rechtsschutz und merkte darüber hinaus an, dass der Statusverlust von 

(vermeintlich öffentlichen) Straßen, Wegen und Plätzen, die nicht im Bestandsverzeichnis eingetragen 

sind, ohne einen weiteren Umsetzungsakt zum 01.01.2023 eintrat. Es komme jedoch nicht darauf an, ob 

die Eintragung im Bestandsverzeichnis vollständig korrekt erfolgte. Defizite bei der Eintragung im 

Bestandsverzeichnis sollen nach Auffassung des OVG Sachsen nicht zu einem Statusverlust führen. 

 

Dass der Statusverlust von Straßen, Wegen und Plätzen gemäß § 54 Abs. 3 S. 1 SächsStrG ohne einen 

weiteren Umsetzungsakt erfolge, ergäbe sich bereits aus dem Wortlaut der Vorschrift. Mit Ablauf des 

Stichtages der Übergangsvorschrift zum 31.12.2022 bestehe nach der nunmehr geltenden Rechtslage 

eine negative Publizität des Bestandsverzeichnisses, was dem erklärten Anliegen des Gesetzgebers nach 

Rechtsbereinigung und Rechtssicherheit entspreche. Der Gesetzgeber sei bei der Schaffung der 

straßenrechtlichen Übergangsregelungen davon ausgegangen, dass den Gemeinden bis zum Ablauf der 

Übergangsregelung genügend Zeit für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage blieb. 

 

Die Regelung zum Statusverlust der Straßen, Wege und Plätze in § 54 Abs. 3 S. 1 SächsStrG beziehe sich 

dabei jedoch lediglich auf solche, die gar nicht Bestandsverzeichnis eingetragen sind. Dies ergebe sich aus 

einem Vergleich mit der Regelung in Abs. 4 der Vorschrift, bei welcher eine gesetzliche Vermutung für das 

Vorliegen einer nach § 53 Abs. 1 S. 1 überführten öffentlichen Straße vorliege und bei welcher bereits das 

ergänzende Verwaltungsverfahren bei formellen oder materiellen Fehlern der Bestandsverzeichnisse 

vorgegeben sind. Damit sei „sachgedanklich“ vorausgesetzt, dass auch fehlerhafte Eintragungen, die die 

Voraussetzungen für die gesetzliche Vermutung nicht erfüllen, keinen Statusverlust bewirken. 

 

 

Rechtanwalt Torsten Geißler 

 


